
Am vergangenen Wochenende 
herrschte in der philippinischen 
Metropole Manila wieder ein-

mal medial inszenierte Euphorie. Prä-
sident Benigno S. Aquino III. verkün-
dete in einer landesweit ausgestrahlten 
Fernsehansprache, ein Schulterschluß 
mit der jahrelang für Unabhängigkeit 
kämpfenden Moro Islamischen Befrei-
ungsfront (MILF) im Süden des Landes 
sei zum Greifen nahe. Das am 6. Ok-
tober in der malaysischen Hauptstadt 
ausgehandelte und insgesamt 13 Seiten 
umfassende Dokument trägt den Titel 
»Framework Agreement on the Bangsa-
moro«. Es handelt sich um eine Rahmen-
vereinbarung zur Regelung der Belange 
des Moro-Volkes bzw. der Moro-Nation 
in den Südphilippinen. »Das soeben aus-
gehandelte Abkommen ebnet den Weg 
für einen endgültigen und dauerhaften 
Frieden in Mindanao«, verkündete ein 
sichtlich gut gelaunter Präsident. Und er 
fügte hinzu: »Nicht länger mehr strebt 
die MILF einen unabhängigen Staat an. 
Das heißt, die Hände, die einst Gewehre 
hielten, werden nun bald Land bestellen, 
Erzeugnisse verkaufen und an Werkbän-
ken in Fabriken arbeiten und zahlrei-
chen Bürgern neue Lebensperspektiven 
eröffnen.« Beide Parteien beabsichtigen 
laut Aquinos Beraterin im Friedenspro-
zeß, Teresita Quintos-Deles, in Mani-
las Präsidentenpalast Malacañang am 
15. Oktober in Anwesenheit des malay-
sischen Premierministers Najib Razak 
das Dokument feierlich zu unterzeich-
nen. Malaysias Regierung hatte sich in 
den vergangenen Jahren als Mittlerin 
in dem Konflikt angeboten, in dessen 
Hauptstadt Kuala Lumpur sich die Chef
unterhändler beider Parteien in 32 Ge-
sprächsrunden getroffen hatten.

Eckpunkte 
Die Einigung sieht eine autonome Re-
gion namens Bangsamoro vor sowie 
ein 15köpfiges Übergangskomitee, das 
Details ausarbeiten und die Vereinba-
rung mit Leben füllen soll. Die Entschei-
dungsgewalt über Sicherheits- und Au-

ßenpolitik, Währungspolitik und Fragen 
der Staatsbürgerschaft bleibt eine Domä-
ne der Zentralregierung. Die Gründung 
von Bangsamoro, die spätestens bis 
2016 erfolgen soll, hängt zudem von der 
Zustimmung des Parlaments und einem 
Plebiszit ab. Bangsamoro soll fünf über-
wiegend muslimische Provinzen, die 
bisher die Autonome Region in Muslim 
Mindanao (ARMM) ausmachten, sowie 
weitere Gemeinden, Dörfer und Städte 
in den Provinzen Lanao del Norte, Nord-
cotabato und Basilan umfassen. Andere 
Provinzen, Städte und Gemeinden kön-
nen sich per Volksentscheid Bangsa-
moro anschließen. Die MILF-Führung 
unter Al Haj Murad Ebrahim hat ge-
genüber der Regierung signalisiert, daß 
die nach unterschiedlichen Schätzungen 
zwischen 12 500 und 17 000 Kombattan-
ten umfassenden Streitkräfte der Bang-
samoro Islamischen Streitkräfte (BIAF) 

bis zur Gründung von Bangsamoro ihre 
Waffen abgeben werden und die Organi-
sation sich als politische Partei zu konsti-
tuieren gedenke. Das genaue Prozedere 
müsse noch festgelegt werden.

Erste Reaktionen
»Dieses Rahmenabkommen bereitet 
den Weg für einen endgültigen, dau-
erhaften Frieden in Mindanao», sagte 
Präsident Aquino. Die MILF strebe 
nicht länger mehr die Unabhängigkeit 
Mindanaos und der weiter südlich 
gelegenen Sulu-Region an. Ghazali 
Jaafar, stellvertretender MILF-Vorsit-
zender und verantwortlich für politi-
sche Angelegenheiten, begrüßte die 
Einigung mit den Worten: »Wir haben 
darauf viele, viele lange Jahre gewar-
tet.« Das Friedensabkommen ermög-
liche die Lösung des Konflikts. Prä-

sident Aquino betonte, Bangsamoro 
werde die philippinische Verfassung 
anerkennen, so daß die Philippinen 
»eine Nation und ein Volk« blieben. 
Zugleich sicherte er den »Filipinos 
von Bangsamoro« einen angemesse-
nen und gerechten Anteil an Steuerein-
nahmen und den »Früchten des natio-
nalen Vermögens« zu.

Eine Internationale Kontaktgruppe 
(ICG), der unter anderen das in Genf 
ansässige Zentrum für den humanitären 
Dialog angehört, hat den Friedenspro-
zeß bislang ebenso begleitet wie ein In-
ternationales Monitoring-Team (IMT). 
Dem IMT ihrerseits gehören Vertreter 
der Regierungen Malaysias, Bruneis, 
Japans, Norwegens, der Europäischen 
Union sowie Indonesiens an. Außer-
dem begrüßten bislang die Regierungen 
der USA, der Schweiz und Großbritan
niens das Rahmenabkommen.
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Streitpunkt MoA-AD

1997 begannen erste Waffenstillstands-
verhandlungen zwischen Vertretern 
der philippinischen Regierung und der 
Moro Islamischen Befreiungsfront 
(MILF), die ab 2001 im Sinne bilateraler 
Friedensverhandlungen aufgewertet 
wurden. Erst nach mühsamer Verstän-
digung über Sicherheitsaspekte und 
Fragen von Hilfs- und Rehabilitations-
maßnahmen kam als dritter »Korb« 
das von beiden Seiten ausgehandelte 
Memorandum über die Vereinbarung 
des Landes der Ahnen (Memorandum 
of Agreement-Ancestral Domain /
Memorandum eines Abkommens über 
das Land der Ahnen – kurz: MoA-AD) 
als letzte Vorstufe einer umfassenden 
friedensvertraglichen Regelung zustan-
de.

Kernpunkte des MoA-AD waren: 
Der muslimischen Bevölkerung in 
Mindanao, Sulu und Palawan wird das 
Recht zugestanden, als »Bangsamoro« 
(Moro-Volk bzw. -Nation) ihre eigene 
Identität zu wahren und ihre eigenen 
Rechte auszuüben, indem sie eine 
ihren Vorstellungen entsprechende 
Selbstregierung schafft. Diese Selbst-
regierung trug den vorläufigen Namen 
»Bangsamoro-Rechtseinheit« (Bangsa-
moro Juridical Entity – kurz: BJE) und 
sollte mit größerer Autonomie und 
mehr Befugnissen ausgestattet sein 
und über ein größeres Territorium 
verfügen als die Autonome Region in 
Muslim Mindanao (ARMM). 

Das MoA-AD enthielt in zwei zu-
sätzlichen Anhängen Listen derjenigen 
Dörfer, die Bestandteil der BJE werden 
sollen. Außerdem benannte es insge-
samt 151 Gemeinden, die außerhalb 
des avisierten BJE-Territoriums als 
»Besondere Interventionsgebiete« 
klassifiziert waren und die zuweilen 
mehrheitlich von christlichen Siedlern 
bewohnt wurden. Gemeint waren da-
mit konfliktträchtige Gebiete, um de-
ren Anliegen sich die Zentralregierung 
hätte kümmern sollen. Detaillierte 
exekutive, legislative und judikative 
Befugnisse der BJE sowie die Nutzung 
deren territorialer und maritimer 
Ressourcen wären erst nach Unter-
zeichnung des MoA-AD im Rahmen 
sich daran unmittelbar anschließender 
Verhandlungen festzulegen. Ein Pro-
zeß, an dessen Ende ein (ursprünglich 
für November 2009 vorgesehener) 
rechtsverbindlicher Friedensvertrag 
gestanden hätte. � (rw)

Verfrühte Freude
Ein erneutes Rahmenabkommen soll im Süden der Philippinen endgültig einen dauerhaften Frieden 
begründen. Doch Erfahrungen aus der Geschichte stimmen eher skeptisch. Von Rainer Werning

Vermeintlichen Friedensschluß abgefeiert: Benigno Aquino III., Präsident der Philippinen, mit seiner Beraterin Tersita 
Quintos-Deles (Manila, 7.10.2012)

In Südostasiens ältester Krisenregi-
on – Mindanao, Basilan und Jolo – 
erweist sich die Suche nach einem 

tragfähigen Frieden als mühseliger 
Prozeß. Externer Kolonialismus und 
interne Kolonisierung hinterließen ein 
vielschichtiges Konfliktpotential, das 
zahlreiche (bewaffnete) Protagonisten 
mit höchst unterschiedlichen Interessen 
beseitigen wollten. Solange aber das 
Selbstbestimmungsrecht der Moros 
und die Belange der indigenen Völker 
(Lumad) nicht respektiert werden, wird 
Frieden auf Dauer ein Fremdwort in der 
Region bleiben.

Bereits im Dezember 1976 und 
im September 1996 herrschten Jubel 
und Euphorie in Manila, als deren 
Regierungen mit der Moro Nationa-
len Befreiungsfront (MNLF) einen 
Schulterschluß vollzogen und mit 
deren Führung unter Nur Misuari ein 
Friedensabkommen beziehungsweise 
einen Endgültigen Friedensvertrag 
schlossen. Die 1969 entstandene MNLF 
hatte ursprünglich für einen unabhängi-
gen Staat im Süden optiert. Doch diese 
Maximalforderung führte letztlich in 

eine Sackgasse; die MNLF-Führung 
wurde von der Regierung kooptiert. Aus 
Protest dagegen hatte sich bereits 1978 
offiziell die MILF gegründet, die der 
MNLF-Führung seinerzeit vorgeworfen 
hatte, den »Kurs der Kapitulation« be-
schritten zu haben.

Seit 1997 war es schließlich auf Ver-
mittlung und unter der Ägide der malay-
sischen Regierung zu Friedensgesprä-
chen zwischen der philippinischen Re-
gierung und der MILF in Kuala Lumpur 
gekommen, nachdem man sich zuvor 
über ein Waffenstillstandsabkommen 
verständigt hatte. Nach langwierigen 
Verhandlungsrunden schien man vor 
vier Jahren endlich einen Durchbruch 
erzielt zu haben. Am 27. Juli 2008 war 
von Vertretern Manilas und der MILF 
das sogenannte MoA-AD (siehe Spalte) 
ausgehandelt worden. Und am 5. Au-
gust 2008 hätte es unterzeichnet werden 
sollen. 

Doch qua einstweiliger Verfügung 
vereitelte der Oberste Gerichtshof der 
Philippinen die Unterzeichnung des 
Vertragstexts. Regionalpolitiker und 
Geschäftsleute aus den Reihen der 

christlichen Siedler hatten dagegen Ver-
fassungsbeschwerde eingelegt. Erneut 
brachen jahrzehntealte Animositäten der 
christlichen Siedler auf, und einige von 
ihnen drohten gar, die verruchte parami-
litärische Formation der Ilagas (»Rat-
ten«) wiederzubeleben, die erstmals in 
den 1970er Jahren blutig gegen Muslime 
vorgegangen war – mit dem Endziel ei-
nes »moslemfreien Mindanao«.

Die neu-alte Pattsituation lenkte rasch 
Wasser auf die Mühlen jener Kräfte auf 
beiden Seiten, denen Verhandlungen eh 
suspekt waren und die sich bitter ent-
täuscht darüber zeigten, daß trotzdem 
keine greifbaren Ergebnisse erzielt wur-
den. Bereits Mitte August 2008 lieferten 
sich Einheiten der staatlichen Streitkräf-
te  und der BIAF zunächst Scharmützel, 
dann offene Gefechte. Zur Jahreswende 
2008/09 befanden sich nach Angaben 
des Welternährungsprogramms (WFP) 
der Vereinten Nationen weit über 
600 000 Personen infolge andauernder 
Kampfhandlungen auf der Flucht.

Wut und tiefe Enttäuschung machten 
sich unter den Befürwortern des MoA-
AD breit. Die zahlreichen um Aus-

gleich und Frieden bemühten NGO auf 
Mindanao hatten im MoA-AD einen 
Silberstreif am Horizont ausgemacht, 
von dem auch sie meinten, es trüge 
endlich mit dazu bei, die militärischen 
Auseinandersetzungen zu entschärfen. 
Die MILF war empört, daß die philip-
pinische Regierung im letzten Moment 
einen Rückzieher machte, da doch 
»selbst die Regierung Malaysias dem 
MoA-AD vollumfänglich zugestimmt« 
hatte, wie ihr Chefunterhändler Mo-
hagher Iqbal erklärte. Die damalige 
Präsidentin Gloria Macapagal-Arroyo 
erklärte derweil, »jeden Zoll philippi-
nischen Territoriums« entschlossen zu 
verteidigen. Auf einmal agierte man 
in Manila gemäß der Maxime, mit 
bewaffneten Gruppierungen lediglich 
im Kontext ihrer »Entwaffnung, De-
mobilisierung und Reintegration« zu 
verhandeln. Weitere Gespräche mit der 
MILF fänden nur statt, wenn man das 
MoA-AD grundlegend überdenken und 
darüber neu verhandeln würde. Eine 
Position, die kritische Medienvertreter, 
Menschenrechtsanwälte und NGO als 
inakzeptabel zurückwiesen. Ihr Kernar-

gument: »Entwaffnung, Demobilisie-
rung und Reintegration« bildeten den 
Schlußakkord eines Friedensprozesses, 
nicht aber dessen Vorbedingung. Fru-
strierte MILF-Kämpfer spalteten sich 
unter Führung des über 60jährigen 
Ustadz Ameril Umbra Kato, einem 
der MILF-Regionalbefehlshaber, von 
der Organisation ab und gründeten die 
Bangsamoro Islamische Freiheitsbe-
wegung (BIFM) mit den Bangsamoro 
Islamischen Freiheitskämpfern (BIFF) 
als deren bewaffnetem Arm.

Es dauerte knapp drei Jahre, bis neu-
er Schwung in die bilateralen Verhand-
lungen kam. Im August 2011 stellte das 
MILF-Verhandlungsteam sein Konzept 
eines »Sub-state« vor mit der Konse-
quenz, daß die Organisation nunmehr 
öffentlich auch ihrerseits vom Ziel der 
Schaffung eines eigenständigen Staates 
abrückte. Es ist nicht auszuschließen, 
daß dies innerhalb der MILF Enttäu-
schungen schürt und womöglich einer 
radikalisierten Moro-Jugend Auftrieb 
verleiht, alte Forderungen erneut auf die 
politische Agenda zu setzen.

� Rainer Werning

Pulverfass und Krisenkataster
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